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Geschäftsprüfungskommission (GPK) Arlesheim 

Prüfbericht 2025 
 

Einführung 

Die Geschäftsprüfungskommission Arlesheim (GPK) hat sich für das Prüfjahr 2025 zu mehreren Sitzungen 
getroffen. Darunter waren Treffen mit dem Gemeinderat, der Leiterin der Gemeindeverwaltung sowie den 
Mitgliedern der Verwaltungsleitung. Die relevanten Sitzungen sowie die inhaltliche Arbeit fanden zwischen 
September 2025 und April 2026 statt.  

Mitglieder der Kommission im Berichtsjahr 2025 waren: 

• Hannes Felchlin, Präsident 

• Flurin Leugger, Vizepräsident 

• Nadja Flückiger, Aktuarin 

• Noah Zanolari 

• Michael Honegger 

Rolle und Aufgaben der GPK Arlesheim:  
Die GPK, welche von der Gemeindekommission aus ihren Mitgliedern gewählt wird, führt für die 
Gemeindeversammlung die Oberaufsicht über alle Gemeindebehörden und Verwaltungszweige aus. Sie 
prüft die Tätigkeit aller Gemeindebehörden sowie der Gemeindeangestellten. Sie kontrolliert, ob die 
gesetzlichen Vorschriften und die Reglemente der Gemeinde richtig angewandt und die 
Gemeindeversammlungsbeschlüsse ordnungsgemäss vollzogen wurden. Die GPK prüft die Tätigkeit der 
interkommunalen Amtsstellen, Kommissionen und Behörden, an denen die Gemeinde beteiligt ist, sowie die 
Tätigkeit von deren Angestellten. Sie kann die Tätigkeit der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde KESB 
prüfen, an der die Gemeinde beteiligt ist und als Leitgemeinde fungiert. Die KESB wird ebenso regelmässig 
vom Aufsichtsorgan des Kantons Basel-Landschaft inspiziert. Die GPK kann auch die Tätigkeit der 
basellandschaftlichen und ausserkantonalen Zweckverbände und Anstalten prüfen, an denen die Gemeinde 
beteiligt ist, sowie die Tätigkeit deren Angestellten. Gemäss Gemeindegesetz § 102 Absatz 3 macht die GPK 
die politischen und nicht die juristischen Verantwortlichkeiten sichtbar. Sie prüft nicht die individuelle 
Richtigkeit. Die GPK prüft im Normalfall abgeschlossene und keine laufenden Geschäfte. Sie kann sich bei 
ihrer Arbeit auf das aktuelle Leitbild der Gemeinde und dessen kommunizierte Massnahmen stützen. Die 
GPK macht Feststellungen und Empfehlungen, stellt aber keine Forderungen. Die Empfehlungen sind als 
Anregungen zu verstehen. Die Feststellungen und Empfehlungen werden in einem jährlich publizierten und 
an der Gemeindeversammlung vom Juni vorgestellten Prüfbericht veröffentlicht.  

Vorgehen für das Prüfjahr 2025:  
Die GPK hat sich neben der Überprüfung der letztjährigen und offenen Gemeindeversammlungsbeschlüsse 
für sechs Prüfthemen entschieden. Diese sind alle aus der gesellschaftspolitischen Aktualität entstanden 
und wurden der GPK zum Teil auch aus der Bevölkerung zugetragen. Die GPK hat dem Gemeinderat und 
der Verwaltung zu den Prüfgeschäften einen umfassenden Fragenkatalog zugestellt. An zwei Sitzungen mit 
Gemeinderats- und Verwaltungsmitgliedern wurden einige Themen vertieft besprochen. Die GPK Arlesheim 
bedankt sich beim Gemeinderat, bei der Leiterin Gemeindeverwaltung, den Abteilungsleitungen und den 
zuarbeitenden Mitarbeitenden der Gemeindeverwaltung für ihre konstruktive Mitarbeit.  

Für das Jahr 2025 wurden folgende sechs Themen geprüft:  
1. Labels 
2. Pflege- und Schutzmassnahmen von Grünflächen 
3. Jugendliche und Kinder im öffentlichen Raum 
4. Stakeholder Management 
5. Hunde 
6. Nachtragskredit Setzwerk  
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1 Prüfgeschäft «Labels» 
 
Die Gemeinde Arlesheim ist mit fünf verschiedenen Labels ausgezeichnet  (Energiestadt, 
Kinderfreundliche Gemeinde, iPunkt, Fairtrade Town und Best Swiss Village). Die Zertifizierung 
der Labels kostet teilweise mehrere Tausend Schweizer Franken. Deshalb interessiert sich die 
GPK für das Kosten-Nutzen-Verhältnis der Labels und inwiefern die Labels die Umsetzung des 
Leitbilds bzw. der Legislaturziele von Arlesheim unterstützen. 
 
Zusammenfassend profitiert Arlesheim von den Labels durch die Beratungen und den Austausch 
mit den Expertinnen und Experten der jeweiligen Labels sowie den anderen Gemeinden, welche 
ebenfalls vom Label zertifiziert sind. Meist werden durch die Zertifizierung die Leistungen der 
Gemeinde in den jeweiligen Bereichen überprüft und gemeinsam mit den Experten und 
Expertinnen vom Label Massnahmen zur Verbesserung erarbeitet, welche bei der Rezertifizierung 
beurteilt werden. Somit helfen die Labels, in wichtigen Bereichen wie Nachhaltigkeit 
Verbesserungsmassnahmen zu definieren und anschliessend den Fortschritt zu evaluieren. Die 
Labels tragen insgesamt dazu bei, die Attraktivität von Arlesheim als Wohn - und 
Wirtschaftsstandort zu fördern.  
 
Das Label Energiestadt hilft der Gemeinde, ihre Energieeffizienz zu steigern sowie erneuerbare 
Energien und nachhaltige Verkehrsmittel zu fördern. Dies erhöht die Lebensqualität in der 
Gemeinde. Für die Rezertifizierung wird in Zusammenarbeit mit der Energiestadt ein detaillierter 
Massnahmenplan erstellt. Arlesheim profitiert dadurch vom Wissen und den Erfahrungen andere r 
Energiestädte. Zudem kann Arlesheim Synergien mit anderen Gemeinden im Bereich Energie und 
nachhaltige Verkehrsmittel nutzen. Alle vier Jahre findet eine Rezertifizierung statt, die nächste 
Rezertifizierung ist im Jahr 2026 fällig (und geplant).  
 
Für das Label Kinderfreundliche Gemeinde  erarbeitet Arlesheim jeweils einen Aktionsplan, 
welcher von UNICEF (United Nations International Children’s Emergency Fund)  geprüft wird. 
Dabei soll die Kinderfreundlichkeit in der Gemeinde gesteigert werden. Aus dem letzten 
Aktionsplan wurde unter anderem ein Treff für Lernende, Förderung von Lehrstellen in lokalen 
Betrieben und Raum für Jugendliche unter 16 Jahren geschaffen. Die Gemeind e Arlesheim konnte 
die Massnahmen des Aktionsplans bis zur nächsten Rezertifizierung in den letzten Jahren meist 
erfolgreich umsetzen. 
 
Das Label iPunkt zeichnet Arbeitgeberschaften aus, welche die Inklusion fördern und Hindernisse 
für Erwerbstätige mit Behinderung eliminieren. Dazu gehören hohe ethische Standards als 
Arbeitgeberin. Arlesheim ist seit 2018 iPunkt-zertifiziert und profitiert von der Beratung und 
Begleitung durch iPunkt, um ein inklusives Arbeitsumfeld zu schaffen. Schl iesslich erhofft sich die 
Gemeinde, durch ihr Engagement auch andere Unternehmen zu mehr Inklusion zu inspirieren.  
 
Mit dem Label Fairtrade Town möchte die Gemeinde Arlesheim nachhaltigen und fairen Konsum 
fördern. Dazu werden jährlich mehrere öffentliche Anlässe durchgeführt, um das Bewusstsein für 
nachhaltigen Konsum in der Gemeinde zu steigern. Ausserdem wird im Beschaffungswesen der 
Gemeindeverwaltung auf Nachhaltigkeit und faire Produktion Wert gelegt. 
 
Seit 2023 gehört Arlesheim als erste Gemeinde im Baselbiet zu den Best Swiss Villages. Das 
Label Best Swiss Village möchte einerseits die Ortschaften von besonderer Qualität schützen und 
andererseits die Sichtbarkeit der Gemeinden erhöhen, beziehungsweise den Tourismus fördern. 
So profitierte Arlesheim von zahlreichen Medienberichterstattungen im In - und Ausland im 
Zusammenhang mit der Zertifizierung als Best Swiss Village. Zudem sind der Erhalt des 
historischen Ortskernes und die sanfte Weiterentwicklung der Gemeinde wichtige Aspekte der 
Legislaturziele der Gemeinde. 
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Feststellungen 

1. Die Gemeinde Arlesheim sieht alle fünf Labels als Mehrwert an, da sie der Gemeinde helfen, ihre 
Legislaturziele zu erreichen. 

2. Die Beratung durch die Label-Organisationen und ihr Netzwerk machen die Kosten für die 
Zertifizierung beziehungsweise Mitgliedschaft mehr als wett für die Gemeinde. 

3. Die GPK begrüsst, dass die Gemeinde Arlesheim für jedes Label konkrete Massnahmen ergreift, 
welche die Lebensqualität in Arlesheim in Übereinstimmung mit den Legislaturzielen steigert. 

4. Die GPK stellt fest, dass die Labels durch die zusätzlich ergriffenen Massnahmen und 
Erkenntnisgewinne einen Mehrwert für die Bevölkerung in Arlesheim bringen, was die Auslagen für 
die Labels und Zertifizierungen gerechtfertigt. 

 

Empfehlungen 

1. Die GPK empfiehlt der Gemeinde, die Audit- beziehungsweise Zertifizierungsmassnahmen 
jeweils zu kommunizieren. Die Bevölkerung soll dadurch besser informiert werden, wie die 
Labels einen Mehrwert für Arlesheim mit sich bringen.  

2. Die GPK empfiehlt, periodisch zu überprüfen, ob die Zertifizierung durch die 
entsprechenden Labels noch den gewünschten Mehrwert bringt und ob gegebenenfalls die 
Zertifizierung von weniger oder zusätzlichen Labels in Betracht gezogen werden sollte.  
Beispielsweise könnte die Zertifizierung als Grünstadt geprüft werden, damit Arlesheim in 
Übereinstimmung mit dem Leitbild bzw. den Legislaturzielen die Qualität der Grünräume 
zusätzlich verbessern kann.
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2 Prüfgeschäft «Pflege- und Schutzmassnahmen Grünflächen» 
 
Die Pflege und der Schutz von Grünflächen, Bäumen und Hecken sind zentrale Aufgaben einer 
Gemeinde, da sie sowohl das Ortsbild als auch die ökologische Qualität des Siedlungsraums wesentlich 
prägen. In Arlesheim kommt diesen Bereichen aufgrund des hohen Anteils an Grünflächen eine 
besondere Bedeutung zu. Eine klare Organisation der Zuständigkeiten, transparente Prozesse sowie 
eine konsequente Umsetzung gesetzlicher Vorgaben sind entscheidend, um die Qualität dieser 
Grünräume langfristig zu sichern.  
Vor diesem Hintergrund richtet die GPK eine Reihe von Fragen an den Gemeinderat und die 
Verwaltung. Diese betreffen insbesondere die internen Abläufe und Verantwortlichkeiten bei der 
Kontrolle und Umsetzung von Pflege- und Schutzmassnahmen, die Anwendung gesetzlicher 
Grundlagen, die behördeninterne Koordination sowie die Information und Einbindung der Bevölkerung 
und privater Eigentümerinnen und Eigentümer. 
 
Gesetzliche Grundlage und Organisation 

Die Pflege und der Schutz von Grünflachen und Bäumen im Gemeindegebiet stützt sich auf 

verschiedene gesetzliche Grundlagen auf Bundes-, Kantons- sowie Gemeindeebene. Ein grosser Teil 

der Bäume ist durch das Waldgesetz sowie durch das kantonale Natur- und Landschaftsschutzgesetz 

geschützt. Zusätzlich sind einzelne Bäume in Quartierplänen vermerkt und müssen entsprechend 

erhalten werden. Ersatzpflanzungen sind möglich. Während der Brut- und Setzzeit vom 1. April bis 31. 

Juli dürfen Bäume grundsätzlich nicht gefällt werden, da dies die Tiere stört (Kantonales Gesetz über 

den Schutz der wildlebenden Säugetiere und Vögel sowie deren Lebensräume und die Jagd vom 5. 

November 2020, Stand 1. Januar 2022). Meldungen zu möglichen Verstössen betreffend Schutz von 

brütenden Vögeln gemäss kantonalem Jagdgesetz werden an das zuständige Amt für Wald und Wild 

beider Basel weitergeleitet, welches den Vollzug sicherstellt.  

Baumschutz 

Die Pflege der gemeindeeigenen Grünflächen und Bäume liegt in der Verantwortung des Leiters 

Betriebe. Für die Planung und Koordination stehen das Baumkataster und das Grünflächenkataster im 

System GeoInfra zur Verfügung. GeoInfra stellt ein wichtiges Instrument für die Planung und 

Dokumentation der Grünflächenpflege dar. Die vorhandenen Kataster ermöglichen eine strukturierte 

Übersicht über Bäume und Grünflächen sowie deren Pflegeintervalle und unterstützen die Koordination 

der Arbeiten. 

Die Gärtnerequipe des Werkhofs ist täglich im Gemeindegebiet unterwegs und verschafft sich so einen 

Überblick. Hinweise aus der Bevölkerung, welche den Zustand von Bäumen oder Hecken betreffen, 

werden je nach Dringlichkeit in die Planung aufgenommen oder unmittelbar durch die Bauverwaltung 

geprüft und bearbeitet. Dokumentationen erfolgen im System GeoInfra. Auch bei geschützten Bäumen 

in Quartierplänen erfolgt die Überprüfung anlassbezogen oder bei Meldungen. Ersatzpflanzungen sind 

vorgesehen, wenn geschützte Bäume entfernt werden. Der Gemeinde ist in den letzten Jahren 

durchschnittlich weniger als ein Fall pro Jahr bekannt, bei welchem ein im Quartierplan geschützter 

Baum entfernt wurde.  

Die GPK stellt fest, dass der Werkhof im Gemeindegebiet präsent ist und Hinweise aus der Bevölkerung 

ernst genommen werden. Gleichzeitig zeigt sich, dass Kontrollen bezüglich privater Bäume individuell 

festgelegt sind und kein einheitlicher Kontrollrhythmus besteht. Im Rahmen des Bewilligungswesens 

von Baugesuchen hat die Gemeinde die Rolle einer Fachstelle inne und ist nicht Bewilligungsbehörde. 

Aufgrund dieses Zustands fehlt der Gemeinde die gesetzliche Legitimation, allfällige Abweichungen 

vom genehmigten Plan oder spätere Änderungen im Grünbereich zu büssen. Der Prozess ist wie folgt 

mit dem Kanton definiert:  

• Die Prüfung der Umgebungsgestaltung wird im Rahmen von Baugesuchen durch die Gemeinde 

geprüft. Das Ergebnis der Prüfung wird dem Kanton im Rahmen des Baugesuchsverfahrens in Form 

einer Stellungnahme mitgeteilt. 



     

GPK Arlesheim – H. Felchlin, F. Leugger, M. Honegger, N. Zanolari , N. Flückiger; April 26 5 

• Die amtliche Bauabnahme liegt in der Zuständigkeit des Kantons. Dieser prüfe die Umgebung laut 

Gemeinde aber nicht mit, weswegen die Gemeinde schon mehrmals Beschwerden geäussert hat – 

dieser wurde beim Kanton nicht nachgekommen. 

• Aufgrund begrenzter Ressourcen ist es der Gemeinde nicht möglich, die Umgebungsgestaltung 

regelmässig zu prüfen, weshalb nur auf Meldung eine Kontrolle durchgeführt wird. Allfällige 

Abweichungen vom bewilligten Plan werden durch die Gemeinde schriftlich angezeigt und eine Frist 

zur Instandstellung gesetzt. 

• Sofern der Eigentümer / die Eigentümerin der Instandstellung nicht nachkommt, erfolgt eine 

Meldung an das Bauinspektorat des Kantons Basel-Landschaft durch die Gemeinde. 

• Das Bauinspektorat nimmt einen Augenschein vor und stellt (wie die Gemeinde) ein Schreiben mit 

Aufforderung zur Behebung zu. 

• Das Aussprechen einer allfälligen Busse und / oder Rückbauverfügung ist Aufgabe des 

Bauinspektorats. 

Eine einheitliche Vorgabe für einen geeigneten Baumschutz auf Baustellen, wie dies beispielsweise 
Basel-Stadt vorgibt, fehlt in der Gemeinde Arlesheim (vgl. 202.01 Baum- und Grünflächenschutz auf 
Baustellen, Standards der Stadtgärtnerei; Heft 200 Projektierung und Bau). 

 
Hecken auf Privatgrundstücken – Pflege und Kontrolle 

Die Pflege von Hecken entlang öffentlicher Wege und Strassen ist gesetzlich klar geregelt. 

Eigentümerinnen und Eigentümer sind verpflichtet, die Verkehrssicherheit zu gewährleisten und das 

Lichtraumprofil freizuhalten. Die Kontrolle erfolgt durch Werkhof, Ordnungsdienst und Meldungen aus 

der Bevölkerung. Zusätzlich führt der Werkhof nach den Sommerferien systematische Kontrollen durch. 

Bei Verstössen erfolgt ein standardisiertes Vorgehen mit Mahnschreiben, Fristen und Androhung von 

Ersatzvornahmen. In den letzten fünf Jahren musste keine Ersatzvornahme durchgeführt werden.  

Die GPK stellt fest, dass die Abläufe funktionieren und die Eigentümerschaft in der Regel nach 

Mahnungen reagieren. Gleichzeitig gibt es wiederkehrende Fälle von Eigentümerinnen und 

Eigentümern, die jährlich angeschrieben werden müssen. Es besteht keine Möglichkeit, den 

administrativen Aufwand der Eigentümerschaft zu verrechnen. Da Mahnungen nicht statistisch erfasst 

werden, fehlt eine Übersicht über die tatsächliche Anzahl der Fälle, den Aufwand der Verwaltung sowie 

die tatsächlich entstehenden Mehrkosten. 

Bepflanzung von Grünflächen und Rabatten auf Allmend 

Für grössere Grünflächen bestehen spezifische Pflegekonzepte, beispielsweise für den Rebberg, den 

Terrassenwald, die Weiher oder Schutzgebiete. Biodiversitätsziele werden über Vorgaben zur 

Verwendung einheimischer Pflanzen (vgl. Pflanzenliste Arlesheim:  

https://www.arlesheim.ch/wAssets/docs/Pflanzenliste_fuer_Architekten_und_Planer_Arlesheim_2021.

pdf) sowie über Quartierpläne umgesetzt.  

Die Mitarbeitenden orientieren sich am Grünflächen-Tool in GeoInfra und an bestehenden 

Pflegekonzepten. Mähzeitpunkte werden entsprechend geplant, wobei auch personelle Ressourcen 

berücksichtigt werden müssen.  

Die GPK stellt fest, dass Biodiversitätsziele grundsätzlich berücksichtigt werden und entsprechende 

Instrumente vorhanden sind. Positiv ist insbesondere die Verwendung der Pflanzenliste und die 

Integration von Zielen in die Quartierpläne. Gleichzeitig zeigt sich, dass ökologische Zielsetzungen 

teilweise durch personelle Ressourcen begrenzt werden. Die GPK erachtet es als wichtig, dass 

ökologische Pflegekonzepte weiterhin konsequent umgesetzt und prioritär behandelt werden. 
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Zusammenarbeit und Information 

Die Gemeinde arbeitet eng mit kantonalen Fachstellen, den Gemeinden der Birsstadt sowie mit Natur- 

und Umweltorganisationen zusammen. Regelmässige Begehungen und fachlicher Austausch finden 

statt. 

Die Koordination zwischen Bauverwaltung, Werkhof und der Naturschutz-, Energie und 

Umweltkommission (NUEK) erfolgt über Sitzungen der Kommission, an denen Vertretungen der 

Verwaltung teilnehmen. Die Kommission hat dabei eine beratende Funktion. Die GPK stellt fest, dass 

die Zuständigkeiten geregelt sind und die Zusammenarbeit funktioniert. 

Zusätzlich gibt es mit dem «Trägerschaftsverein Obstbaumgarten Badhof», dem «Open Garden» am 

Postplatz und «Arlesheim einfach essbar» Angebote in der Gemeinde, welche die Möglichkeit zur 

Mitwirkung der Bevölkerung beim Gärtnern bieten. Interessierte können sich bei der Bauverwaltung 

melden, welche einen Kontakt zu den jeweiligen Vereinen herstellen kann. 

Die GPK würdigt diese Angebote zur Partizipation positiv, da sie zur Qualität der Grünflächen innerhalb 

der Gemeinde beitragen und das Engagement der Bevölkerung fördern. 

Gleichzeitig könnten die Informationen zuhanden der Bauherrschaften zum Baumschutz oder zur Pflege 

von Hecken noch verbessert werden.  

Gewerbezonen 

Das Zonenreglement schreibt in Gewerbezonen eine Mindestanzahl von Bäumen pro Parzellenfläche 

vor (vgl. D Gewerbezone § 9 Umgebungsgestaltung des Zonenreglements von Arlesheim: [„… Pro 1 

000 m2 Parzellenfläche sind mindestens 5 kronenbildende Bäume gemäss Pflanzenliste der Gemeinde 

zu pflanzen und zu unterhalten…“]). Die Einhaltung dieser Vorschrift wird im Rahmen des Baugesuchs 

geprüft. Die GPK stellt fest, dass die Kontrolle im Baubewilligungsverfahren erfolgt, jedoch keine 

systematische Kontrolle nach Fertigstellung vorgesehen ist. Es besteht daher das Risiko, dass Bäume 

später entfernt werden, ohne dass dies unmittelbar festgestellt wird und ohne, dass (ökologisch 

sinnvolle) Ersatzpflanzungen vorgenommen werden. 

 

Feststellungen 

1. Die GPK stellt fest, dass die Gemeinde Arlesheim über eine solide Grundlage im Bereich der 

Pflege von Grünflächen verfügt. Die organisatorischen Zuständigkeiten sind grundsätzlich 

geregelt, und die Zusammenarbeit zwischen Verwaltung, Werkhof und Fachstellen / 

Kommissionen funktioniert. Besonders positiv zu würdigen sind die vorhandenen Pflegekonzepte, 

die Pflanzenliste sowie die Arbeit des Werkhofs. 

2. Gleichzeitig zeigt die Prüfung, dass die Kontrollen in verschiedenen Bereichen systematisiert 

werden könnten – insbesondere beim Baumschutz während Bauarbeiten auf Allmend und bei 

Ersatzpflanzungen. Der Vollzug ist stark von Meldungen aus der Bevölkerung oder von 

Fachstellen abhängig, was das Risiko birgt, dass Verstösse erst nachträglich festgestellt werden. 

Empfehlungen  

1. Die GPK empfiehlt dem Gemeinderat, die Umsetzung von Biodiversitätsmassnahmen weiterhin 
prioritär zu behandeln. 

2. Die GPK empfiehlt dem Gemeinderat die Einführung eines Reglements als Grundlage für einen 
geregelten, gemeindeweiten Baumschutz. 

3. Die GPK empfiehlt dem Gemeinderat, Kontrollen betreffend des Baumschutzes während 
Bauarbeiten zu verstärken und regelmässig durchzuführen. 

4. Die GPK empfiehlt dem Gemeinderat, die Einhaltung von Ersatzpflanzungen und 
Quartierplanvorgaben systematisch zu überprüfen. 

5. Die GPK empfiehlt dem Gemeinderat, eine Möglichkeit zu prüfen, den administrativen Aufwand bei 
wiederholter Mahnung (Nichteinhaltung der Pflege privater Hecken) den Verursachenden zu 
verrechnen.  
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3 Prüfgeschäft «Jugendliche und Kinder im öffentlichen Raum»  
 
Immer wieder kommt es in Arlesheim zu Nutzungskonflikten mit Jugendlichen im öffentlichen Raum. 

Ruhestörungen, Littering oder gar Sachbeschädigungen sorgen für Unmut. Gleichzeitig ist Jugendlichen 

nicht klar, an welchen Orten sie zu welchen Zeiten willkommen sind. Kinder und Eltern haben ihrerseits 

einen Anspruch auf sichere, einfach zu erreichende und gut ausgebaute Spielplätze. Das Abwägen der 

berechtigten Bedürfnisse nach Ruhe und Ordnung einerseits und nach Freiraum für Jugendliche und 

Kinder andererseits ist eine wichtige Aufgabe der Gemeinde. Die GPK untersucht, wie Arlesheim diese 

Aufgabe wahrnimmt. 

Da die Gemeinde keine Zahlen zu Fällen von Ruhestörung etc. erhebt, ist unklar, wie oft es zu 

Zwischenfällen kommt und ob sich die Zahl in den letzten Jahren signifikant verändert hat. Gemäss den 

Angaben der Kantonspolizei und der Bauverwalterkonferenz kommt es in Arlesheim jedoch zu 

vergleichsweise wenigen Vorkommnissen. Alle Vorfälle werden aktuell mit der Leitung des 

Jugendhauses und der Kinder- und Jugendkommission besprochen. Können die Täterinnen und Täter 

identifiziert werden, wird nach einer gemeinsamen Lösung gesucht. Meist einigt man sich auf 

Schadensbehebung oder soziale Arbeitsstunden. In jüngerer Vergangenheit kam es einmal zu einer 

Anzeige wegen Sachbeschädigung. Um Littering nach dem Wochenende möglichst schnell zu 

beseitigen, wurde eine Stelle im Bereich Hauswartungen geschaffen. Als regelmässiges 

Austauschforum findet zweimal jährlich eine Sitzung mit der Jugendpolizei, den Schulleitungen, der 

Sozialberatung, dem Ordnungsdienst und Angestellten des Jugendhauses statt. 

Jugendliche ihrerseits anerkennen die Probleme, welche durch Ruhestörung, Littering und 

Sachbeschädigung entstehen und möchten diese teils erstaunlich hart sanktionieren. Sie berichten, 

dass der externe Sicherheitsdienst sie regelmässig von verschiedensten Plätzen vertreibt und dass sie 

insbesondere nach 23 Uhr nirgends mehr willkommen sind, dies trotz anderslautenden Vereinbarungen. 

Teilweise werden von Jugendhaus und Sicherheitsdienst unterschiedliche Aufenthaltsregeln 

kommuniziert. So gibt auch die Gemeinde auf Anfrage an, dass keinerlei Aufenthaltsverbote im 

öffentlichen Raum (insbesondere auf den Schulhausplätzen) existieren, sondern überall nur die 

Nachtruhe gelte. Gemäss der Signalisation auf den Schulhausplätzen sind diese aber nur bis 22 resp. 

23 Uhr geöffnet. Die ambivalente Kommunikation und Unfreundlichkeiten des Sicherheitsdienstes 

sorgen für Irritation bei der jungen Bevölkerung. Die Mitarbeitenden des Jugendhauses stehen den 

Jugendlichen als Ansprechpersonen zur Verfügung. Aufgrund des grossen Erfolgs des Jugendhauses 

stehen aber insbesondere für die mobile Jugendarbeit, welche Probleme direkt vor Ort klären könnte, 

nicht genug Ressourcen zur Verfügung. Institutionalisierte Partizipationsmöglichkeiten, mit welchen 

insbesondere Jugendliche angesprochen werden, gibt es nicht. 

In Arlesheim gibt es 13 öffentlich zugängliche Spielplätze. Zwei davon werden privat unterhalten, sieben 

weitere befinden sich auf Schul- oder Kindergartenarealen. Letztere sind nur ausserhalb der 

Schulöffnungszeiten öffentlich zugänglich. Die gemeindeeigenen Spielplätze werden einer jährlichen 

Sicherheitsprüfung durch den Werkhof unterzogen. Dabei werden auch nötige Reparaturen 

durchgeführt. Umfangreichere Erneuerungen finden nach Bedarf statt. Der dürftige Ausbau der 

Spielplätze im nördlichen Ortsteil (insb. die privaten Spielplätze General Guisan-Str. 1 & 2 sowie der 

Spiel- und Picknick-Platz Gerenmattweg) und die beschränkten Öffnungszeiten der schulischen 

Spielplätze sorgen für ein Unterangebot im bevölkerungsreichen Perimeter unterer Mattweg. 
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Feststellungen 

1. Es besteht in Arlesheim kein nennenswertes Problem mit Jugendlichen. Insbesondere im 

Vergleich zu anderen Gemeinden kommt es in Arlesheim nicht zu einer Häufung von Fällen. 

2. Unklare Regeln sorgen dafür, dass Jugendliche nicht wissen, zu welcher Uhrzeit sie wann und wo 

willkommen sind.  

3. Es gibt 13 Spielplätze, 10 davon öffentlich. Da die Spielplätze der Schulen und Kindergärten nur 

ausserhalb der Schulzeiten öffentlich sind und die Infrastruktur teils mangelhaft  (Unterhalt und 

Umfang) ist, besteht insbesondere im Bereich unterer Mattweg ein Unterangebot. 

 

Empfehlungen 

1. An beliebten Plätzen insb. Rehliplatz sollen genug Entsorgungsmöglichkeiten inklusive 

Recyclingabfällen zur Verfügung gestellt werden. Diese sind so zu gestalten, dass es unmöglich 

ist, Haushaltsabfälle zu entsorgen. 

2. Jugendliche sollten eingeladen werden, bei der Regelfindung zur Nutzung des öffentlichen Raums 

sowie in Bezug auf Littering, Ruhestörungen und Sachbeschädigung zu partizipieren (bspw. im 

Rahmen der Jugendsitzung). Die Einladung sollte regelmässig wiederholt werden, um neue 

Generationen Jugendlicher einzubeziehen. 

3. Der externe Sicherheitsdienst sollte durch die Gemeinde eingehend geschult werden. Es muss 

sichergestellt werden, dass sich der Sicherheitsdienst an die Regeln und Vorgaben der Gemeinde 

hält und nicht in Eigenregie zusätzliche Regeln erstellt. Zudem sollten jeweils dieselben 

geschulten Teams Arlesheim betreuen. 

4. Die GPK empfiehlt zu prüfen, ob das Jugendhaus insbesondere für die mobile Jugendarbeit mehr 

Ressourcen benötigt. 

5. Die Gemeinde soll das bestehende Spielplatzangebot im Bereich unterer Mattweg durch den 

Ausbau der eigenen Infrastruktur oder durch die Unterstützung Privater verbessern.  
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4 Prüfgeschäft «Stakeholder Management» 
 
Die Gemeinde sieht sich immer öfters mit der Kritik konfrontiert, sie kommuniziere politische Vorhaben 
zu spät, schaffe zu wenige Möglichkeiten zur Partizipation und reagiere zu langsam auf Anfragen aus 
der Bevölkerung. Der daraus entstehende punktuelle Unmut äussert sich in einem schlechten 
politischen Klima und langwierigen Debatten. Die Gemeinde stellt in ihrem Kommunikationskonzept den 
Anspruch an sich, die Bevölkerung über relevante Vorgänge und Beschlüsse gut zu informieren und sie 
in politische Entscheide und Prozesse einzubeziehen. Die GPK untersucht, wie die Gemeinde diese 
Ziele in Zukunft erreichen möchte. 
 
Die GPK stellt fest, dass es abgesehen von offiziellen Mitwirkungen keinen standardisierten und 
schriftlich festgehaltenen Prozess gibt, wie die Bevölkerung über politische Vorhaben informiert wird 
und daran mitwirken kann. Information und Partizipation haben verschiedene Formen, sind je nach zu 
Grunde liegendem politischen Geschäft bzw. kantonalen Vorgaben verpflichtend, teils freiwillig und 
unterschiedlich formell. Grundsätzlich gilt: Je früher im Prozess sich ein Vorhaben befindet, desto 
informeller ist die Teilhabe der Bevölkerung. 
Liegt erst eine Idee oder ein Anliegen vor, finden die Partizipation und Information durch persönliche 
Kontakte des Gemeinderats und der Verwaltung statt. In der Phase der Vorprojektierung resp. der 
Entwicklung von Nutzungsplanungen oder Reglementen werden Betroffene fallweise direkt 
angeschrieben oder in Arbeitsgruppen einbezogen. Nicht-Betroffene können sich via Wochenblatt, 
Website oder Gemeindenewsletter selbst informieren. Dieser Einbezug der Bevölkerung geschieht auf 
freiwilliger Basis. 
 
In einem nächsten Schritt werden politische Vorhaben in den zuständigen Kommissionen diskutiert, was 
weiteren Gruppen die Partizipation erlaubt. Wenn ein vom Kanton vorgeprüfter Entwurf einer 
Nutzungsplanung resp. eines Reglements vorliegt, beginnt das Mitwirkungsverfahren, an welchem die 
ganze Bevölkerung teilnehmen kann. Mitwirkungen zu Richt- und Nutzungsplanungen sind durch § 7 
Raumplanungs- und Baugesetz (SGS 400) vorgeschrieben, jene zu Reglementen freiwillig. Die 
Mitwirkungen werden über die Website mitwirken-arlesheim.ch abgewickelt. Sie hat sich als sehr 
praktisches und einfach zugängliches Werkzeug bewährt. An der Gemeindeversammlung können sich 
schliesslich alle Stimmberechtigten äussern. Werden Anfragen schriftlich an die Gemeinde 
herangetragen, gilt eine Richtzeit von drei Tagen, bis eine Empfangsbestätigung verschickt werden soll. 
Für die Beantwortung der Anfrage gibt es keine Zeitvorgabe, da die Bearbeitungszeit je nach Anliegen 
sehr unterschiedlich ist. 
 
Es gilt festzuhalten, dass die Partizipation weniger einflussreich ist, je später im politischen Prozess sie 
erfolgt. Weiter besteht bei der informellen Partizipation und Information die Gefahr, dass 
Bevölkerungsgruppen ohne Verbindungen zur Verwaltung oder zum Gemeinderat systematisch 
ausgeschlossen werden. Aktive Hinweise auf die formellen Beteiligungsmöglichkeiten helfen dagegen. 
Die GPK begrüsst daher, dass die Gemeinde in letzter Zeit mit Plakaten und Mitteilungen auf Crossiety 
weitere Mittel der Kommunikation nutzt.  
 
Feststellungen 
1. Es existiert abgesehen von offiziellen Mitwirkungen kein standardisierter und schriftlich 

festgehaltener Prozess, wie die Bevölkerung über politische Vorhaben informiert wird und wie sie 
daran teilhaben kann.  

2. Die Gemeinde unternimmt in letzter Zeit Anstrengungen, die Bevölkerung aktiv auf politische 
Vorhaben und die Mitwirkung daran, hinzuweisen. 

 
Empfehlungen 
1. Die GPK empfiehlt dem Gemeinderat, in einem Regelwerk festzulegen, zu welchen 

Reglementsänderungen eine Mitwirkung durchgeführt werden muss. 
2. Die GPK empfiehlt der Gemeinde, weiterhin aktiv mit allen Mitteln (inkl. Plakaten, Crossiety etc.) auf 

Informationsveranstaltungen und gegebenenfalls auch Mitwirkungen aufmerksam zu machen.  
3. Klar geregelte Arbeitsprozesse für die Beantwortung verschiedener schriftlicher Anfragen inklusive 

einer der Aufgabe angemessenen Zeitvorgabe sollen eingeführt werden. Im Rahmen der 
Empfangsbestätigung soll den Anfragenden diese Zeitvorgabe mitgeteilt werden. 
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5 Prüfgeschäft «Hunde» 
 
Hundehalterinnen und Hundehalter fragen sich einerseits, welche Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Hundesteuer finanziert werden. Zudem kommt immer wieder die Frage auf, wo Hundehaltende während 
der Hundeleinenpflicht (April – Juli) in Arlesheim ihre Hunde kontrolliert freilaufen lassen können / 
dürfen. Auch die Petition «Hundewiese» und deren Beantwortung haben weitere Fragen ausgelöst 
bezüglich der Hundehaltung in der Gemeinde und deren Auswirkung. 
 
Feststellungen 
 
Es darf festgestellt werden, dass trotz vermehrter Hundehaltung in der Gemeinde keine grösseren 
Probleme bekannt sind. Es besteht ein jährlicher Überschuss von ca. 30'000 Franken aufgrund der 
Hundesteuer (Einnahmen) und dem ausgewiesenen Aufwand für Aufgaben im Zusammenhang mit 
Hunden. In Ermangelung einer detaillierten Kostenrechnung müssten den Hunden jedoch weitere 
Positionen zugerechnet werden. Die Hundesteuer ist bei weitem nicht Kostendeckend. Bussen aufgrund 
Nichtaufnehmen des Hundekots wurden bis jetzt kaum ausgesprochen, allerdings fehlen systematische 
Kontrollen. Biologisch abbaubare Hundesäckli sind derzeit kein Thema, da der Hundekot in den dafür 
vorgesehenen Abfalleimern gesammelt und in der Kehrichtverbrennungsanlage zusammen mit dem 
Privatkehricht verbrannt wird.  
 
An der Hundemarke (zum Nachweis der Hunde-Registrierung und für die schnelle Identifikation) wurde 
bis jetzt aufgrund des Reglements festgehalten. Eine Revision, da alle Hunde mittlerweile gechipt sein 
müssen, ist beim Gemeinderat pendent.  
 
Im letzten Jahr mussten keine Bussen aufgrund eines Verstosses gegen die Leinenpflicht 
ausgesprochen werden. Allerdings werden fehlbare Hundebesitzende zunächst ermahnt, nicht gleich 
gebüsst. Es werden jeweils Tafeln mit dem Hinweis Leinenpflicht an den Waldeingängen aufgestellt, 
zudem wird im Wochenblatt auf die Leinenpflicht aufmerksam gemacht. Es wurde ein Übersichtsplan 
über die ganze Gemeinde erstellt, und bei der Anmeldung der Hunde wird über die Pflichten informiert. 
Ganzjährige Leinenpflicht wird ausgeschildert. Der Ordnungsdienst (und der kantonale Rangerdienst im 
kantonalen Naturschutzgebiet Reinacher Heide) informieren, ermahnen und büssen als letzte 
Massnahme.  
 
Eine Hundewiese, zumindest in der Zeit der Leinenpflicht (1.4. – 31.7.), ist aus Sicht der Gemeinde nicht 
möglich. In eingezäunten Wiesen würden sich-fremde, freilaufende Hunde als Rudeltier die Hierarchie 
untereinander ausmachen, und enge Platzverhältnisse würden zu Stress für einzelne Hunde führen. 
Zudem sei die Gefahr gross, dass auf solchen Wiesen der Hundekot weniger konsequent 
zusammengenommen und entsorgt wird. Die Wiesen ausserhalb der Bauzone würden heute 
landwirtschaftlich genutzt und würden während der Vegetationszeit nicht mehr für die landwirtschaftliche 
Nutzung zur Verfügung stehen. Das Hundeverbot beim alten Friedhof bleibe bestehen, das 
Hundeverbot beim Bachtelengrabenweglein könne laut Gemeinde überprüft werden.  
Weitere Standorte wurden schon in der Beantwortung einer Petition vom 2. März 2022, welche am 14. 
Februar 2025 beantwortet wurde, ausgeschlossen. 
 
Es wurde festgestellt, dass bei Um-, resp. Neubauten im Dorf keine Anbindevorrichtungen für Hunde 
realisiert wurden (z.B. Post). Die Hunde werden nun irgendwo angebunden, manchmal direkt vor dem 
Laden, was gerade auch für Kinder eine Gefahrenquelle darstellen kann. Da das Zonenreglement 
Siedlung keine Hundehaltevorrichtungen bei Neubauten vorsieht und die Gemeinde auch nicht frei in 
der Ausgestaltung des Reglements ist, müssen Kundinnen und Kunden ihre Anliegen betr. Anbinde- 
Vorrichtung direkt im jeweiligen Geschäft vorbringen. Die Verwaltung ist gern bereit, das Anliegen auf 
die Pendenzenliste für eine allfällige Anpassung des Zonenreglements zu nehmen. Diese Änderung 
würde allerdings erst nach 2032 vorgenommen werden und mit kantonalem Recht im Einklang stehen.   
 
Des Weiteren erhält die Gemeinde keine Meldungen bezüglich Beissvorfällen (126 Meldungen im Jahr 
2024/Kt. BL) oder gerissenen Wildtieren (17 Rehe im Jahr 2024/Kt. BL). 
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Empfehlungen 
 
1. Die GPK empfiehlt eine Prüfung, welche Infrastrukturen für Hunde hundesteuerfinanziert zur 

Verfügung gestellt werden können. 
2. Die GPK empfiehlt, eine Statistik mit Beiss- und Wildreissvorfällen für die Gemeinde Arlesheim zu 

erstellen, damit bei erhöhtem Aufkommen rasch reagiert werden kann. 
3. Die GPK empfiehlt, die Einplanung von tiergerechten Anbindevorrichtungen (ruhige Zone, 

abgeschirmt) freiwillig bei Neubauprojekten (Läden, Post etc.) anzusprechen. 
4. Die GPK empfiehlt, aufgrund fehlender Vorteile auf die Hundemarke zu verzichten. 
5. Die GPK empfiehlt die nochmalige, vertiefte Prüfung der zur Verfügungstellung einer Hundewiese, 

zumindest während der Leinenpflicht. 
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6 Prüfgeschäft «Nachtragskredit Setzwerk» 
 

Aufgrund der viel höher ausgefallenen Gesamtkosten im Projekt Setzwerk sowie der Handhabung vor 
allem bezüglich des Zeitpunktes des Nachtragkredits sah sich die Gemeinde mit einiger Kritik 
konfrontiert. Deshalb hat die GPK beschlossen, die Thematik genauer zu hinterfragen. 
 
Feststellungen: 
 
Die Verträge mit Unternehmern und Planern für das Setzwerk wurden mangelhaft abgeschlossen, 
insbesondere wurden die Unternehmerverträge nur mit einer Gewährleistungs- aber ohne 
Erfüllungsgarantie abgeschlossen. Der Beginn der Gewährleistungsgarantie startet bei Übergabe des 
Gesamtbauwerks und deckt nicht den Erstellungszeitraum ab. Der Generalplanervertrag war in Höhe 
der Honorarkosten an die Bausumme gekoppelt, das heisst, der Generalplaner verdient an jedem 
Nachtrag, unabhängig vom tatsächlichen Aufwand. Es wurde ein Standard SIA Vertrag verwendet 
(architektenfreundlich), anstatt ein KBOB-Vertrag (auftraggeberschaftsfreundlich). Folgende Aspekte 
wurden im Generalplanervertrag nicht definiert: Datennutzung, Übertragung der Pflichten aus dem 
Vertrag. 
 
Zudem lassen sich die höheren Baukosten auf folgende Faktoren zurückführen: die nachträgliche 
Integration der Wärmeerzeugung (anstatt wie geplant Anschluss an die Wärmeerzeugung der Klinik 
Arlesheim, da sich deren Bauvorhaben verzögerte), die Entwicklung des Baupreisindex sowie die 
suboptimale Planung und Bauleitung.  
 
Die Mängel bei beeinflussbaren Faktoren wie den Verträgen mit Unternehmern und Planern wurden 
erkannt und die entsprechenden Vorlagen bereits überarbeitet. Die mit externer Unterstützung 
erarbeiteten Vertragsvorlagen müssen neu von fachkundigem Personal projektbezogen angepasst 
werden, anstatt Standardmusterverträge (z. B. SIA) zu nutzen. Es wurden bereits Muster für 
Generalplanerverträge für eigene Zwecke ausgearbeitet, welche die Lehren aus dem Projekt Setzwerk 
und die gemeindespezifischen Faktoren berücksichtigen. Die neuen Verträge haben für die Projekte 
Kindergarten Im Lee, FCA-Garderobe und Sanierung Dach Domplatzschulhaus bereits Anwendung 
gefunden. Bereits nach dem Vorprojekt im Jahr 2020 wurden Anpassungen getroffen, indem die 
Bauabteilung fachlich spezialisierter aufgestellt wurde. Weitere Anpassungen erfolgten in den letzten 
Jahren, sodass die Abteilung Hochbau und Anlagen über Personal mit genügend Fachwissen verfügt, 
um komplexe Projekte selbstständig zu leiten.  
 
Die Kostenschätzung wird rückblickend als korrekt eingestuft, da zwei der drei Hauptkostentreiber 
(Integration Wärmeerzeugung und Steigerung Baupreisindex infolge Ukrainekrieg) auch heute mit 
einem hohen Schadenspotenzial, aber mit geringer Eintrittswahrscheinlichkeit, eingeschätzt und daher 
nicht im Budget berücksichtigt würden. Da Bauprojekte über einen langen Zeitraum gehen und die 
beeinflussenden Faktoren einem stetigen Wandel unterliegen, ist eine höhere Sicherheit bezüglich der 
Kosten kaum realistisch. Da die Einholung der Zustimmung zur Kostenüberschreitung einen langen 
Baustopp und somit eine zusätzliche Kostensteigerung nach sich gezogen hätte, hat der Gemeinderat 
in eigenem Ermessen auf die Beantragung mit Baustopp verzichtet. Durch die sorgfältige Planung 
werden der Umfang und die Anzahl künftiger Abweichungen minimiert, dennoch gibt es keine Garantie, 
dass zukünftig alle Projekte nach Plan laufen und situative Entscheidungen zur Schadensminimierung 
dadurch überflüssig werden. 
 
Empfehlungen 
 
1. Die GPK empfiehlt, fortan eine Projektänderungsliste zu führen. 
2. Die GPK empfiehlt, in zukünftigen grösseren Projekten schneller Nachtragskredite zu beantragen 

bei der Gemeindeversammlung, ohne dabei zwingend einen Baustopp zu verhängen. 
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7 Gemeindeversammlungsbeschlüsse 
 

Stand der pendenten Gemeindeversammlungsbeschlüsse vor 2025: 

• Rückbau Reservoire Holle I, Holle ll und Gobenhölzli (24.11.2016):  

Holle I und II wurden rückgebaut. Das Projekt für den Rückbau Gobenhölzli und zur Bachausdohlung 

wurde dem Kanton zur Genehmigung eingereicht. Das Projekt für den Rückbau Gobenhölzli und zur 

Bachausdohlung ist in Überarbeitung (Hochwasserschutz) aufgrund d er kantonalen Rückmeldung. Der 

Rückbau Gobenhölzli und die Bauchausdolung erfolgen nach Vorliegen der Genehmigung des 

bereinigten Projekts (voraussichtlich 2027).  

→ Pendent 

• Verkauf Parzelle Ziegelackerweg (21.11.2019):  

Es wurde eine Verkaufsdokumentation erstellt und wird in erster Linie Wohnbaugenossenschaften 

zugestellt.  

→ Pendent.  

 

• Reglement über die Zusatzbeiträge nach dem Gesetz der Ergänzungsleistungen 

(22.9.2021): 

Die Genehmigung des Regierungsrats liegt vor. Der Hinweis des Kantons betreffend Antasten des 

Nachlasses ab einem Betrag von 10'000  Franken(Schreiben Finanz -  und Kirchendirektion vom 22.3.2022) 

wird im Falle einer späteren Reglementsrevision geprüft.  

→ Pendent 

 

• Beschluss zum Teilzonenplan Siedlung Ortskern ( 8.2.2024): 

Gegen den Beschluss zum Teilzonenplan Siedlung Ortskern wurde Stimmrechtsbeschwerde erhoben. 
Der Regierungsrat hat mit Entscheid vom 24. Juni 2025 die Beschwerden abgewiesen, soweit er darauf 
eingetreten ist. Gegen den Regierungsrats -Entscheid wurde durch die Beschwerdeführer Beschwerde 
am Kantonsgericht erhoben. RR und Gemeinde sind nun zur Vernehmlassung eingeladen.  
→ Pendent. 

 

• Genehmigungs-RRB zum Reglement über die Feuerwehr vom 15.1.2025 (20.6.2024): 

Der Regierungsrat gibt eine Interpretation der nicht revidierten Reglementsteile vor, 

welche bei nächster Gelegenheit angepasst werden müssen.  

→ Pendent. 

 

• Beschluss zum Bau -  und Strassenlinienplan Ortskern (20.6.2024):  

Es wurde sowohl gegen die Vorbereitung als auch gegen die Durchführung der Gemeindeversammlung 
Stimmrechtsbeschwerde erhoben, welche noch beim Kantonsgericht hängig ist. 

→ Pendent. 

  

https://arlesheim.tlex.ch/app/de/change_documents/69
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Stand aller Gemeindeversammlungsbeschlüsse 2025: 

18. Juni 2025  

Das Protokoll der Gemeindeversammlung vom 28. November 2024  wird genehmigt.  
→ Erledigt 

Die Jahresrechnung 2024  wird mit einem Verlust von 2'745'347.30 Franken und Nettoinvestitionen von 
6'075'436. 71 Franken genehmigt.  Der Verlust wird mit dem Eigenkapital verrechnet.  
→ Erledigt  

Es werden ein Nachtragskredit für den neuen Gemeindesaal  in Höhe von 2'100'000 Franken sowie ein 

Nachtragskredit für die Dienstleistungsflächen in Höhe von 800'000 Franken genehmigt.  
→ Erledigt  
 
Der Nachtragskredit  in Höhe von 50'000 Franken zur Erweiterung des Projektumfangs und Realisation 

einer PV- Anlage auf dem Flachdach des Gerenmatt - Schulgebäudes G1  im Jahr 2025 (Eigenfinanzierung) 

wird genehmigt.  
→ Erledigt  

 
Das Reglement über den Standortförderungsfonds  wird mit folgender Ergänzung genehmigt und tritt nach 

der Genehmigung durch die Finanz -  und Kirchendirektion des Kantons Basel -Landschaft am 1. Januar 2026 
in Kraft.  
§ 3 Verwendung des Fondskapitals : 
1 Der Gemeinderat legt auf dem Verordnungsweg Richtlinien für die Verwendung der Mittel aus dem Fonds 
gemäss Zweckbestimmung fest.  
2 Er beschliesst über die Verwendung der Mittel aus dem Fonds.  
3 Er kann dazu mit Dritten Vereinbarungen mit einer maximalen Laufzeit von vier Jahren abschliessen.  
4 Die Vereinbarungen müssen eine Verpflichtung der Dritten enthalten, den Gemeinderat detailliert über die 
Mittelverwendung zu informieren. 
Die Genehmigung durch den Regierungsrat liegt noch nicht vor.  
→ Pendent 
 
Der Gemeinderat wird ermächtigt, die Parzelle Nr. 3535 (Birseckstrasse 100) einem gemeinnützigen 

Wohnbauträger im Baurecht  abzugeben. Dabei sollen die in der Vorlage genannten Eckwerte zur 

Anwendung gelangen.  
→ Pendent 
 
Die Teilrevision des Verwaltungs -  und Organisationsreglements  wird mit folgender Ergänzung 

genehmigt und tritt nach der Genehmigung durch die Finanz -  und Kirchendirektion des Kantons Basel -
Landschaft am 1. Oktober 2025 in Kraft.  
§ 4b (neu)  
7 Die Versammlungsleitung informiert jeweils zu Beginn der Versammlung die Anwesenden über die 
Erstellung und die elektronische Transkription einer Tonaufnahme, über die Möglichkeit der Anonymisierung 
und über die Publikation des Protokolls auf der Website der Gemeinde. 
Der Regierungsrat hat die Änderung am 29. August 2025 vorbehaltlos genehmigt.  
→ Erledigt  
 
8. Der Bericht der Geschäftsprüfungskommission  für das Jahr 2024 wird zur Kenntnis genommen.  

→ Erledigt  
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25. September 2025  

 

Das Protokoll der Gemeindeversammlung vom 18. Juni 2025  wird genehmigt.  
→ Erledigt 

Der Quartierplan Kirschweg  und das dazugehörende Reglement w urden genehmigt.  
Der Quartierplanvertrag wird noch finalisiert. Die Unterlagen w urden im Januar 2026 zur Genehmigung beim 
Kanton eingereicht.  
→ Pendent  

Der Quartierplan Neu Arlesheim SUED und das dazugehörende Reglement werden gemäss Vorlage 
genehmigt. Die Planauflage erfolgte vom 25. September bis zum 1. Dezember 2025. Es sind keine 
Einsprachen eingegangen. Die Unterlagen werden nun zur Genehmigung beim Kanton eingereicht.  
→ Pendent 

Die Gemeindeversammlung genehmigt den Planungskredit für das Projekt «Hochwasserschutz Dorf und 
Aufwertung Ermitagestrasse»  in Höhe von 760’000 Franken.  
→ Erledigt  

Das Personal -  und Entschädigungsreglement  wird gemäss Beilage genehmigt und tritt nach 
Genehmigung durch die Finanz -  und Kirchendirektion des Kantons Basel -Landschaft am 1. Januar 2026 in 
Kraft.  
vom Regierungsrat vorbehaltlos genehmigt am 22. Dezember 2025  
→ Erledigt  

 

26. November 2025  

 

Das Protokoll der Gemeindeversammlung vom 25. September 2025  wird genehmigt.  
→ Erledigt  

2. Das Budget 2026  der Einwohnergemeinde Arlesheim wird genehmigt.  

Festsetzung der Gemeindesteuerfüsse  
a) Einkommens - und Vermögenssteuer natürlicher Personen (§ 19 StG): Steuerfuss: 47 % der Staatssteuer 
(wie bisher)  
b) Ertrags -  und Kapitalsteuer juristischer Personen (§§ 58 Abs. 2 und 62 Abs. 2 StG): Ertragssteuer, 
Steuerfuss: 50 % der Staatssteuer (wie bisher) Kapitalsteuer, Steuerfuss: 50 % der Staatssteuer (wie bisher)  
→ Erledigt  

Der Finanzplan 2026 - 2033  wird zu Kenntnis genommen.  
→ Erledigt  

Der Ausführungskredit für die Sanierung des Kindergartens «Im Lee»  in Höhe von 950’000 Franken wird 
genehmigt. 
→ Erledigt  

  



     

GPK Arlesheim – H. Felchlin, F. Leugger, M. Honegger, N. Zanolari , N. Flückiger; April 26 16 

 

 

GPK Empfehlungen zu den Prüfgeschäften 2024 –  
Status der Umsetzungen per 13. April 2026 

Die GPK hat beim Gemeinderat und der Gemeindeverwaltung den Status ihrer Empfehlungen innerhalb 
des Prüfberichts 2024 abgefragt. 

Von den zwanzig ausgesprochenen Empfehlungen wurden vierzehn umgesetzt oder sind in 
Umsetzung, zwei werden befürwortet, konnten aber noch nicht umgesetzt werden, und vier 
Empfehlungen wurden mit Begründung nicht umgesetzt. 

 

 

 

 

 

zuhanden der Gemeindeversammlung vom 17. Juni 2026 

 

 

Arlesheim, 29 April 2026 

 

 

Geschäftsprüfungskommission Arlesheim: 

 

Johannes Felchlin          Flurin Leugger  

Präsident       Vizepräsident  

                        

Nadja Flückiger       Noah Zanolari                                     Michael Honegger 

 

 

 

 

 

 


